
IV. Ergebnis
V hat gegen C einen Anspruch auf Zahlung der 150 EUR gem. § 433 II BGB.

D. ANSPRUCH DES V GEGEN C AUF ERSATZ DER MEHRAUFWENDUNGEN IHV 10 EUR
GEM. § 304 BGB

V könnte gegen C einen Anspruch auf Ersatz der Mehraufwendungen iHv 10 EUR bezüglich
der ersten Beauftragung des P gem. § 304 BGB haben.

Hinweis: § 304 BGB ist die einzige Anspruchsgrundlage innerhalb der §§ 293 bis 304 BGB. Aufgrund
ihrer geringen praktischen Bedeutung wird die Norm auch während der juristischen Ausbildung weit-
gehend vernachlässigt. Dies hat zur Folge, dass in den selten relevanten Fällen gerne von den Klausur-
bearbeitern übersehen wird.

I. Schuldverhältnis
Zunächst müsste ein wirksames Schuldverhältnis gegeben sein. Nach bereits erfolgter Prüfung
ist zwischen V und C ein Kaufvertrag zustande gekommen.

II. Notwendige Mehraufwendungen
V müsste notwendige Mehraufwendungen für ein erfolgloses Angebot getätigt haben. Auf-
wendungen sind freiwillige Vermögensopfer. Notwendig sind sie, wenn sie für die Leistungs-
erbringung unverzichtbar sind und der Schuldner sie deswegen tätigen musste (BGH NJW
1996, 1464 [1465]; RGZ 45, 300 [302]; Jauernig/Stadler aaO § 304 Rn. 1). V hat für den
Transport des Schlägers am 25.6. den Studenten P beauftragt und seine Dienste mit 10 EUR
vergütet. Hierzu zählen anerkanntermaßen auch die Transportkosten (Derleder/Hoolmans
NJW 2004, 2878 [2790]; MüKoBGB/Ernst aaO § 304 Rn. 2; Jauernig/Mansel aaO § 304
Rn. 1). Hiermit hat er freiwillige Vermögensopfer erbracht, die zur Erfüllung der Bringschuld
erforderlich und zur Leistungserbringung unerlässlich waren. Das Angebot des P blieb auf-
grund des abredewidrigen Verhaltens von C jedoch erfolglos, woraufhin V am 27.6. den P
erneut beauftragen musste. Hätte sich C bereits am 25.6. an die Vereinbarung gehalten und den
Schläger entgegengenommen, so wäre eine wiederholte Beauftragung des P entbehrlich gewor-
den. Zumindest hat V bei der ersten Beauftragung des P freiwillige und notwendige Ver-
mögensdispositionen vorgenommen, die sich als nutzlos erwiesen haben. Sie stellen ein Mehr
zu dem dar, was er bei abredekonformem Verhalten des C hätte ausgeben müssen.

III. Nutzlosigkeit infolge des Verzugs
Diese notwendigen Mehraufwendungen für ein erfolgloses Angebot kann V nur ersetzt ver-
langen, wenn sich die Nutzlosigkeit aufgrund des Gläubigerverzugs eingestellt hat. Nach
obiger Prüfung geriet C durch den Versuch des P zur Übergabe des Schlägers am 25.6. in
Verzug. Dieser Verzug bewirkte, dass die P die Übergabe nicht vornehmen konnte und sich
die Aufwendungen des V als nutzlos erwiesen.

IV. Ergebnis
V hat damit einen Anspruch auf Ersatz der Mehraufwendungen iHv 10 EUR gegen C.
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letzten Jahrhunderts den äußerst beliebten und weltweit bekannten Politiker P auf einer
öffentlichen Wahlkampfveranstaltung erschossen. Kurze Zeit nach seiner Verhaftung wurde A
damals bei dem Versuch, ihn in ein anderes Gefängnis zu überstellen, selbst Opfer eines
Anschlags und verstarb. Für die Kosten seiner (As) Beerdigung kam damals sein Bruder B auf.
Aufgrund der Aussagen des A und mehrerer Zeugen des ihm zugerechneten Attentats zulasten
des P entwickelten sich im Laufe der Zeit über den genauen Hergang des Attentats mehrere
Theorien, die letztlich in den 1980er Jahren darin gipfelten, dass die Identität des Leichnams
des A in Frage gestellt wurde und vertreten wurde, statt seiner ruhe der Spion einer ver-
feindeten Weltmacht im Grab des A. Um diese Theorien zu zerstreuen, ordnete daher die
Staatsanwaltschaft im Jahr 1983 die Exhumierung des A an, um seine Identität zweifelsfrei
feststellen zu lassen. Mit der Exhumierung des A wurde das Bestattungsunternehmen des U
beauftragt, der nach der zweifelsfreien Feststellung der Identität des A auch dessen Rück-
bettung in das Grab vornehmen sollte. Weil jedoch der Ursprungssarg aufgrund der seit der
Beerdigung des A vergangenen 20 Jahre unter der Erde und durch Wassereintritt erheblich
beschädigt war, tauschte U den Ursprungssarg durch einen anderen Sarg gleicher Bauart aus
und bestattete A in diesem neuen Sarg. Den Ursprungssarg dagegen behielt er als „Souvenir“
in seinem Unternehmen.

Im Jahr 2010 verstarb U und sein Sohn und Erbe S übernahm das Bestattungsunternehmen
des U. Im Gegensatz zu seinem Vater U hat S keinerlei Interesse an „Souvenirs“. Im Gegenteil
besitzt S ein besonderes Gespür für das Geschäft und weiß um die Faszination des ermordeten
Politikers und des auf ihn verübten Attentats, sodass S einen gewinnbringenden Verkauf des
Sargs des Attentäters für möglich hält. Er beauftragt daher das Auktionshaus H mit der
Versteigerung des Sargs, das den Sarg bei der folgenden Auktion tatsächlich für 70.000 EUR
dem Höchstbietenden zuschlägt und die Abwicklung des Verkaufs kurze Zeit später ausführt.
Einen Nachweis über die Erbschaft des S bzw. über sein behauptetes Eigentum an dem Sarg
hat sich H nicht vorlegen lassen. Aufgrund des besonderen Versteigerungsgegenstands und
der Höhe des Versteigerungserlöses zieht die Auktion ein erhebliches Medieninteresse nach
sich, sodass schließlich auch B von dem Verkauf des Sargs erfährt. B ist über die Versteigerung
empört, da er es schließlich war, der damals für die Beerdigung des A und damit auch den
Sarg (damaliger Wert 300 EUR) aufkommen musste. B ist daher der Auffassung, dass der
Versteigerungserlös ihm zustünde, weil er nach wie vor Eigentümer des Sargs sei. S dagegen
wendet ein, dass der Sarg schon lange in das Eigentum seines Vaters U übergegangen sei,
wenn es dem U wegen des Austausches der Särge nicht von vornherein zugestanden hätte.
Schließlich habe B damals für den Ersatzsarg nichts bezahlt und B habe „seinen“ Sarg ja in
der Erde verrotten lassen wollen. B verlangt gleichwohl Herausgabe des Versteigerungserlöses
von S.

Zu Recht?

Bearbeitungsvermerk: Anzuwenden ist ausschließlich deutsches Recht in der jetzt gültigen
Fassung.

& LÖSUNG

Anmerkung: Der Fall behandelt anhand eines ungewöhnlichen Sachverhalts schwerpunktmäßig Fragen
des Schadensersatzanspruchs aus dem Eigentümer-Besitzer-Verhältnis. Weitere Schwierigkeiten des Falls
stellen die Möglichkeit der Anknüpfung an zwei unterschiedliche Zeitpunkte der Anspruchsentstehung
sowie die Zurechnung von Wissen und Verhalten Dritter dar.

ANSPRÜCHE B GEGEN S

A. ANSPRÜCHE WEGEN PFLICHTVERLETZUNG, §§ 280 I U. III, 283 BGB

I. Anspruch aus Verwahrungsvertrag, §§ 280 I u. III, 283, 688, 695 BGB
Zunächst könnte sich ein Anspruch des B gegen S aus Verwahrungsvertrag wegen Unmöglich-
keit der Herausgabe des Ursprungssargs aus §§ 280 I u. III, 283, 688, 695 BGB ergeben.

Dies setzte allerdings voraus, dass zwischen U und B ein Verwahrungsvertrag über den
Ursprungssarg zustande gekommen ist, in den S als Rechtsnachfolger des U gem. § 1922 I BGB
eingetreten ist. Dafür, dass U B über den Austausch in Kenntnis gesetzt hätte und dieser damit
einverstanden war, fehlt es im Sachverhalt an Anhaltspunkten und erscheint wenig wahr-
scheinlich. Daher ist unabhängig davon, ob es sich bei dem Sarg um eine bewegliche Sache im
Sinne des § 688 BGB handelt (vgl. dazu unter C.I.), ein vertragliches Schuldverhältnis mangels

Rechtsgeschäftliches Schuld-
verhältnis
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